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Bekanntmachung  

über den 

Bebauungsplan Nr. 669 – Kastanienallee –  

als Satzung 

vom 15.05.2018 

 

 
Der Rat der Stadt Velbert hat in seiner Sitzung am 08.05.2018 den Bebauungsplan  

Nr. 669 – Kastanienallee –gemäß § 10 Baugesetzbuch (BauGB) beschlossen. Der Satzungsbe-
schluss hat folgenden Wortlaut: 
 
 
1. Den Abwägungsvorschlägen zu den Beteiligungen der Öffentlichkeit, Behörden und sonstigen 

Trägern öffentlicher Belange gem. § 3 Abs. 1 und 2 sowie § 4 Abs. 1 und 2 BauGB und 4a (3) 
BauGB, dargelegt in Teil III der Bebauungsplanbegründung wird gefolgt. 

 
2. Der Begründung gem. § 9 Abs. 8 Baugesetzbuch (BauGB) zur Satzung des Bebauungsplans 

Nr. 669 – Kastanienallee – wird zugestimmt.  
 
3. Der Bebauungsplan Nr. 669 – wird gem. § 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen. Das Ver-

fahren wurde nach § 13a BauGB durchgeführt. 
 
 

Der oben angeführte Bebauungsplan wurde gemäß § 8 Abs. 2 Satz 1 Baugesetzbuch (BauGB) 
aus dem Flächennutzungsplan entwickelt und der Bezirksregierung daher nicht angezeigt. 
  
Die Begrenzung des Geltungsbereichs ist aus der beigefügten Karte ersichtlich. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 669 – Kastanienallee – ersetzt bei Inkrafttreten in seinem Geltungsbereich 
die Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 602 – Rheinlandstraße –. 
 

Der oben angeführte Bebauungsplan wird mit der Begründung vom Zeitpunkt dieser Bekanntma-

chung bei der Stadtverwaltung Velbert, Abteilung 3.1 Planungsamt, Thomasstr. 7, 42551 Ve-

lbert, während der Dienststunden zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. Über den Inhalt des 
Planes und der Begründung wird auf Verlangen Auskunft gegeben. 
 

Soweit in diesem Bebauungsplan Bezug genommen wird auf technische Regelwerke – VDI-
Richtlinien, DIN-Vorschriften sowie Richtlinien anderer Art-, so werden diese zu jedermann Ein-
sicht bei der vorgenannten auslegenden Stelle bereitgehalten. 
 
Der Bebauungsplan und die Begründung vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ab auch im In-
ternet unter www.stadtplanung.velbert.de einzusehen. 
 
 

Hinweise: 
 

1. Nach § 44 Abs. 5 des BauGB wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 BauGB 
über die Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche nach den §§ 39 bis 43 BauGB 
und des § 44 Abs. 4 BauGB über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht 
fristgemäßer Geltendmachung hingewiesen. 

 
2. Nach § 215 Abs. 2 BauGB wird darauf hingewiesen, dass  

 eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 des Baugesetzbuches beachtliche Verletzung 
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der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,  

 eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vor-
schriften über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes 
und  

 nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, unbe-
achtlich werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung des die Verletzung begründenden 
Sachverhalts geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn Fehler 
nach § 214 Abs. 2a BauGB beachtlich sind. 

 

Gemäß § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung Nordrhein - Westfalen (GO NRW) kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften dieses Gesetzes gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht 
mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschriebenen Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes 
 Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt, 

 

b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 
nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 

 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Der vorstehende Satzungsbeschluss wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 

Mit der Veröffentlichung der Bekanntmachung im Amtsblatt der Stadt Velbert wird der Bebau-
ungsplan Nr. 669 – Kastanienallee – rechtsverbindlich.  

Diese Bekanntmachung ist auch im Internet veröffentlicht und zugänglich unter 
www.velbert.de/aktuelles/amtsblatt/ und www.stadtplanung.velbert.de. 
 

 
Velbert, den 15.05.2018 
 
 
gez.  
Lukrafka 
Bürgermeister 
 
 
 
 

http://www.velbert.de/aktuelles/amtsblatt/
http://www.stadtplanung.velbert.de/
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Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen zu Kindertageseinrichtungen  

und der Kindertagespflege vom 18.05.2018 
 
 
Der Rat der Stadt Velbert hat in seiner Sitzung am 08.05.2018 aufgrund des § 7 der Gemeinde-
ordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 
(SGV. NRW. 2023; GV. NRW. S. 666), des § 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 08.12.1998 (BGBl. S. 3546), und § 23 Abs. 1 Gesetz zur frühen Bildung 
und Förderung von Kindern – Kinderbildungsgesetz – (KiBiz) vom 30. Oktober 2007 (GV. NRW: S. 
462) - jeweils in der bei Erlass dieser Satzung geltenden Fassung - die folgende Satzung be-
schlossen:  
 

§ 1 Beitragspflicht  
(1.) Für die Inanspruchnahme von Angeboten in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflege 
haben die Eltern monatliche öffentlich-rechtliche Beiträge zu entrichten. Lebt das Kind nur mit ei-
nem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. 
(2.) Lebt das Kind bei keiner der vorgenannten Personen (z.B. in Heimpflege), ist kein Elternbei-
trag zu zahlen. 
(3.) Die Höhe der Beiträge ergibt sich aus der Tabelle in § 9 dieser Satzung. Die Elternbeiträge 
sehen eine soziale Staffelung vor und berücksichtigen die unterschiedliche wirtschaftliche Leis-
tungsfähigkeit der Beitragspflichtigen und die Betreuungszeit. Unabhängig vom Tag der Aufnahme 
werden nur volle Monatsbeiträge erhoben. Änderungen der Elternbeiträge aufgrund von Verände-
rungen des Betreuungsumfangs werden ab dem Kalendermonat der Änderung neu festgesetzt. 
Bei der Kindertagespflege ist der Beitrag durch die Höhe des gezahlten Pflegegeldes begrenzt. 
(4.) In dem Kindergartenjahr, welches der Einschulung vorausgeht, ist die Inanspruchnahme der 
Angebote in Kindertageseinrichtungen und Kindertagespflege beitragsfrei. 
(5.) Der Träger der Kindertageseinrichtung kann von den Eltern ein Entgelt für Mahlzeiten verlan-
gen. Kindertagespflegepersonen können ein angemessenes Entgelt für Mahlzeiten verlangen. 
(6.) Auf Antrag werden die Elternbeiträge ganz oder teilweise erlassen, wenn die Belastung den 
Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist (§ 90 Abs. 3 SGB VIII). 
 

§ 2 Beitragszeitraum  
(1.) Die Beitragspflicht entsteht mit dem Beginn des Monats, in dem die Aufnahme des Kindes in 
eine Kindertageseinrichtung oder Kindertagespflege erfolgt und endet mit Ablauf des Monats, in 
dem das Betreuungsverhältnis endet. 
(2.) Beitragszeitraum ist in der Regel das Kindergarten- bzw. das Schuljahr (01.08. – 31.07. des 
Folgejahres). 
(3.) Die Beitragspflicht wird durch Schließungszeiten der Einrichtungen, Ferien-/Urlaubszeiten bei 
der Kindertagespflege, tatsächliche An- und Abwesenheitszeiten des Kindes in der Kindertages-
einrichtung bzw. Kindertagespflege, vorübergehenden Betreuungsersatz bei Verhinderung der 
vermittelten Tagespflegeperson sowie durch vorübergehende Unterbrechungen oder Einschrän-
kungen der Betreuung nicht berührt. 
 

§ 3 Betreuungszeit  
(1.) Unabhängig von der tatsächlichen Inanspruchnahme der vereinbarten wöchentlichen Betreu-
ungszeit wird der Elternbeitrag für die Betreuungszeit erhoben, für die der Betreuungsvertrag be-
steht und Betriebskosten anfallen. Als Betreuungszeit in den Kindertageseinrichtungen gilt die 
vereinbarte Betreuung unter Berücksichtigung der Begriffsbestimmungen in § 19 KiBiz und der 
nachfolgenden Regelungen.  
(2.) Als Betreuungszeit bei der Kindertagespflege gilt der vertraglich mit der Tagespflegeperson 
vereinbarte Wochenstundenumfang, der vom Jugendamt auf die tatsächliche Inanspruchnahme 
geprüft werden kann. 
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§ 4 Einkommen  
(1.) Die Elternbeiträge werden gestaffelt nach dem Einkommen der Zahlungspflichtigen nach § 1 
und des betreuten Kindes erhoben.  
(2.) Einkommen im Sinne dieser Vorschrift ist die Summe der „positiven Einkünfte“ der Zahlungs-
pflichtigen im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des EStG. Ein Ausgleich mit Verlusten aus anderen Ein-
kunftsarten und mit Verlusten des zusammen veranlagten Ehegatten ist nicht zulässig.  
(3.) Als Einkommen gelten auch steuerfreie Einkünfte, Unterhaltsleistungen sowie die zur De-
ckung des Lebensunterhaltes bestimmten öffentlichen Leistungen. Das Kindergeld nach dem 
Bundeskindergeldgesetz und entsprechenden Vorschriften ist kein anzurechnendes Einkommen. 
Elterngeld nach den Bundeselterngeld- und elternteilzeitgesetz (BEEG) ist bis zu einem Betrag 
von 300 Euro monatlich anrechnungsfrei. 
(4.) Bezieht ein Elternteil Einkünfte aus einem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Aus-
übung eines Mandats und steht ihm aufgrund dessen für den Fall des Ausscheidens eine lebens-
längliche Versorgung oder an deren Stelle eine Abfindung zu oder ist er in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung nachzuversichern, dann ist dem nach Absatz 2 ermittelten Einkommen ein Betrag 
von 10 % der Einkünfte aus diesem Beschäftigungsverhältnis oder aufgrund der Ausübung des 
Mandats hinzuzurechnen.  
(5.) Bezieher von Leistungen nach dem SGB II (Grundsicherung für Arbeitssuchende), SGB XII 
Kapitel 3 und/oder Kapitel 4 (Sozialhilfe) sowie dem AsylbLG (Asylbewerberleistungsgesetz) wer-
den für die Dauer des Bezugs dieser Leistung von der Beitragspflicht befreit. 
(6.) Für das dritte und jedes weitere Kind sind die nach § 32 Abs. 6 Einkommensteuergesetz zu 
gewährenden Freibeträge von dem nach diesem Paragraphen ermittelten Einkommen abzuzie-
hen.  
 

§ 5 Maßgeblicher Einkommenszeitraum 
(1.) Maßgebend ist das Jahreseinkommen nach §§ 9 und 10 dieser Satzung.  
(2.) Es erfolgt zunächst eine vorläufige Beitragsfestsetzung. Im Rahmen der erstmaligen Ermitt-
lung ist das Einkommen in dem der Angabe vorangegangenen Kalenderjahr zugrunde zu legen. 
Abweichend von Satz 2 ist das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats zugrunde zu le-
gen, wenn es aufgrund von Veränderungen in den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen 
der Beitragspflichtigen voraussichtlich auf Dauer höher oder niedriger ist als das Einkommen des 
vorangegangenen Kalenderjahres; wird das Zwölffache des Einkommens des letzten Monats zu-
grunde gelegt, so sind auch Einkünfte hinzuzurechnen, die zwar nicht im letzten Monat bezogen 
wurden, aber im laufenden Jahr anfallen. Nach Vorlage der gesamten Einkommensnachweise für 
das Jahr wird der Beitrag dann endgültig festgesetzt. 
(3.) Änderungen der Einkommensverhältnisse, die zur Zugrundelegung einer anderen Einkom-
mensgruppe führen können, sind von den Zahlungspflichtigen unverzüglich anzugeben. 
 

§ 6 Einkommensnachweis  
Die Zahlungspflichtigen nach § 1 sind verpflichtet, bei der Aufnahme und danach auf Verlangen ihr 
maßgebliches Einkommen nachzuweisen. Dazu reichen sie eine Einkommenserklärung mit allen 
Belegen ein. Vordrucke für die Einkommenserklärung werden vom Fachbereich Jugend, Familie 
und Soziales zur Verfügung gestellt. Ohne den geforderten Nachweis bzw. bei nicht glaubhaftem 
Einkommen ist der höchste Elternbeitrag zu zahlen. Zahlungspflichtige, die sich selber freiwillig in 
die höchste Einkommensstufe zuordnen, müssen keine Belege vorlegen. 
 

§ 7 Fälligkeit  
Die Elternbeiträge sind monatlich im Voraus bis zum 5. Tage eines jeden Monats zu zahlen. 
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§ 8 Geschwisterermäßigung 
(1) Besuchen mehr als ein Kind von Beitragspflichtigen nach § 1 gleichzeitig eine der genannten 
Einrichtungen, so sind nur für ein Kind Beiträge zu erheben. Als Zahlkind gilt das Kind, für das sich 
nach dem Einkommen und der Betreuungsart der höchste Beitrag ergibt. 
(2.) Soweit Kinder nach § 1 Abs. 4 von der Beitragszahlung befreit sind, sind auch die Geschwis-
terkinder, die gleichzeitig eine Kindertageseinrichtung oder eine Tagespflegestelle besuchen, von 
der Beitragspflicht befreit. 
(3.) Sofern ein oder mehrere Geschwisterkinder Einrichtungen der „Offenen Ganztagsschule“ 
(OGS) in Velbert besuchen, erfolgt die Beitragsbefreiung dieser Kinder nach § 7 der Satzung über 
die Erhebung von Elternbeiträgen für die Teilnahme an der „Offenen Ganztagsschule“ in der Pri-
marstufe. 
 

§ 9 Beitragstabelle Kindertageseinrichtungen 
 

Jahreseinkommen 

monatlicher Elternbeitrag nach  
wöchentlicher Betreuungszeit  

bis 25 
Stunden  

bis 35 
Stunden 

bis 45 
Stunden 

bis 15.000 € 0 € 0 € 0 € 

bis 25.000 € 0 € 0 € 0 € 

bis 37.000 € 49 € 54 € 84 € 

bis 50.000 € 80 € 89 € 138 € 

bis 62.000 € 125 € 138 € 212 € 

bis 70.000 € 164 € 181 € 281 € 

bis 80.000 € 194 € 214 € 334 € 

ab 80.000 € 227 € 251 € 393 € 

 

§ 10 Inkrafttreten 
Diese Satzung tritt am 01.08.2018 in Kraft. Gleichzeitig tritt die vom Rat der Stadt Velbert in seiner 
Sitzung am 14.06.2016 beschlossene Satzung über die Erhebung von Elternbeiträgen zu Kinder-
tageseinrichtungen und der Kindertagespflege außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 

b) die Satzung oder die sonstige ortsrechtliche Bestimmung ist nicht ordnungsgemäß öf-
fentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
 
Velbert, den 18.05.2018 
 
gez. Lukrafka 
(Bürgermeister) 
 
 
 
 

 
 

Öffentliche Zustellung 
 
Aydogan Bajrami, geb. 25.10.1979, zur Zeit unbekannten Aufenthaltes, wird hiermit eine Mitteilung 
nach § 7 des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) vom 23.04.2018 öffentlich zugestellt. Das 
Schriftstück kann im Verwaltungsgebäude Friedrichstr. 79, 42551 Velbert, Zimmer 103 eingese-
hen werden. 
Diese Zustellung erfolgt gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94/SGV NRW 2010) in der derzeit geltenden Fassung. 
 
 
Velbert, den 23.04.2018 
 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
gez. Maurer (Abteilungsleiter) 
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Öffentliche Zustellung 
 
Ali Aadam Nurow, geb. 01.01.1970, zur Zeit unbekannten Aufenthaltes wird hiermit eine Mitteilung 
nach § 7 des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) vom 26.04.2018 öffentlich zugestellt. Das 
Schriftstück kann im Verwaltungsgebäude Friedrichstr. 79, 42551 Velbert, Zimmer 105 eingese-
hen werden. 
Diese Zustellung erfolgt gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94/SGV NRW 2010) in der derzeit geltenden Fassung. 
 
 
Velbert, den 26.04.2018 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
gez. Maurer (Abteilungsleiter) 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 
 
Ahmet Günes, geb. 13.07.1959, zur Zeit unbekannten Aufenthaltes wird hiermit eine Mitteilung 
nach § 7 des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) vom 27.04.2018 öffentlich zugestellt. Das 
Schriftstück kann im Verwaltungsgebäude Friedrichstr. 79, 42551 Velbert, Zimmer 107 eingese-
hen werden. 
Diese Zustellung erfolgt gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94/SGV NRW 2010) in der derzeit geltenden Fassung. 
 
 
Velbert, den 27.04.2018 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
gez. Maurer (Abteilungsleiter) 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 
 
Herrn Marcel Christiansen, geb. 11.12.1991, zur Zeit unbekannten Aufenthaltes wird hiermit eine 
Mitteilung nach § 7 des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) vom 20.02.2018 öffentlich zugestellt. 
Das Schriftstück kann im Verwaltungsgebäude Friedrichstr. 79, 42551 Velbert, Zimmer 105 einge-
sehen werden. 
Diese Zustellung erfolgt gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94/SGV NRW 2010) in der derzeit geltenden Fassung. 
 
 
Velbert, den 26.04.2018 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
gez. Maurer (Abteilungsleiter) 
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Öffentliche Zustellung 
 
Herrn Ferenc Vic, geb. 14.08.1974, letzte bekannte Anschrift Jedinstvo 22, Mali Idjos, Serbien wird 
hiermit eine Mitteilung nach § 7 des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) vom 20.02.2018 öffent-
lich zugestellt. Das Schriftstück kann im Verwaltungsgebäude Friedrichstr. 79, 42551 Velbert, 
Zimmer 105 eingesehen werden. 
Diese Zustellung erfolgt gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94/SGV NRW 2010) in der derzeit geltenden Fassung. 
 
 
Velbert, den 30.04.2018 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
gez. Maurer (Abteilungsleiter) 
 
 
 
 

 

Öffentliche Zustellung 
 
Herrn Ryszard Gzowski, geb. 18.01.1959, letzte bekannte Anschrift Poniatowice 85, 56-400 O-
lesnica, Polen wird hiermit eine Mitteilung nach § 7 des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) vom 
22.03.2018 öffentlich zugestellt. Das Schriftstück kann im Verwaltungsgebäude Friedrichstr. 79, 
42551 Velbert, Zimmer 107 eingesehen werden. 
Diese Zustellung erfolgt gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94/SGV NRW 2010) in der derzeit geltenden Fassung. 
 
 
Velbert, den 14.05.2018 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
gez. Maurer (Abteilungsleiter) 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 
 
Ismail Geele, geb. 20.11.1983, zur Zeit unbekannten Aufenthaltes wird hiermit eine Mitteilung 
nach § 7 des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) vom 14.05.2018 öffentlich zugestellt. Das 
Schriftstück kann im Verwaltungsgebäude Friedrichstr. 79, 42551 Velbert, Zimmer 107 eingese-
hen werden. 
Diese Zustellung erfolgt gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94/SGV NRW 2010) in der derzeit geltenden Fassung. 
 
 
Velbert, den 14.05.2018 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
gez. Maurer (Abteilungsleiter) 
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Öffentliche Zustellung 
 
Herrn Ardian Ferri, geb. 25.11.1969, zur Zeit unbekannten Aufenthaltes wird hiermit eine Mittei-
lung nach § 7 des Unterhaltsvorschuss-gesetzes (UVG) vom 14.05.2018 öffentlich zugestellt. Das 
Schriftstück kann im Verwaltungsgebäude Friedrichstr. 79, 42551 Velbert, Zimmer 107 eingese-
hen werden. 
Diese Zustellung erfolgt gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94/SGV NRW 2010) in der derzeit geltenden Fassung. 
 
 
Velbert, den 14.05.2018 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
gez. Maurer (Abteilungsleiter) 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 
 
Mark Keranen, geb. 30.04.1976, letzte bekannte Anschrift Fisher MN 56723, 500 Kittson PI, Abt. 
105, USA wird hiermit eine Mitteilung nach § 7 des Unterhaltsvorschuss-gesetzes (UVG) vom 
25.01.2018 öffentlich zugestellt. Das Schriftstück kann im Verwal-tungsgebäude Friedrichstr. 79, 
42551 Velbert, Zimmer 104 eingesehen werden. 
Diese Zustellung erfolgt gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94/SGV NRW 2010) in der derzeit geltenden Fassung. 
 
 
Velbert, den 14.05.2018 
 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
gez. Maurer (Abteilungsleiter) 
 
 
 
 

Öffentliche Zustellung 
 
Artur Kanwischer, geb. 30.12.1971, letzte bekannte Anschrift Heidestr. 8, 42549 Velbert wird 
hiermit eine Mitteilung nach § 7 des Unterhaltsvorschussgesetzes (UVG) vom 07.05.2018 öffent-
lich zugestellt. Das Schriftstück kann im Verwaltungsgebäude Friedrichstr. 79, 42551 Velbert, 
Zimmer 104 eingesehen werden. 
Diese Zustellung erfolgt gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes vom 07.03.2006 (GV NRW 
S. 94/SGV NRW 2010) in der derzeit geltenden Fassung. 
 
Velbert, den 22.05.2018 
Der Bürgermeister 
 
Im Auftrag 
gez. Maurer (Abteilungsleiter) 
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Öffentliche Zustellung 
 
Gemäß § 1 des Verwaltungszustellungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (Lan-
deszustellungsgesetz – LZG NRW) vom 07.03.2006 (GV NRW S. 94) in Verbindung mit  § 
10 LZG NRW in der zurzeit gültigen Fassung wird der Grundabgabenbescheid der Stadt 
Velbert vom 25.05.2018 für die Eheleute 
 

Banu und Fatih Haliloglu 
(letzte bekannte Anschrift war Friedrichstr. 227, 42551 Velbert) 

 
durch öffentliche Bekanntmachung zugestellt. 
Eine Zustellung auf andere Art kann nicht erfolgen, da die derzeitige Anschrift des Steuerpflichti-
gen nicht festgestellt werden konnte. 
Der Steuerbescheid kann bei der Stadtverwaltung Velbert – Steueramt –, Thomasstraße 1 A, 
Zimmer U 120 von dem Steuerpflichtigen eingesehen werden. 
 
Durch die Öffentliche Zustellung können Fristen in Gang gesetzt werden, nach deren Ablauf 
Rechtsverluste drohen. 
 
 
Velbert, 25.05.2018 
 
Stadt Velbert 
Der Bürgermeister 
Im Auftrag 
Sabine Zech (Sachbearbeiterin) 
 
 
 

------------------------------------- 
 
 

 

Öffentliche Ausschreibungen 
 
Die Stadt Velbert und die Technischen Betriebe Velbert AöR schreiben folgende Arbeiten aus: 
 

 Austausch des Kunstrasens der Sportanlage BLF-Arena 

 Sanierung des Kunststoffbelags (Los 1) und Austausch des Kunstrasens (Los 2) der 
Sportanlage Ernst-Adolf-Sckär 

 Erweiterung des Netzwerkes und Erneuerung von Elektrotechnik in Physikräumen 

 Unterhaltsreinigung Jugendzentrum Höferstraße 

 Lieferung und Montage von Türen und Zargen Jugendzentrum Vogteier Straße 
 
Die Bekanntmachungstexte können im Internet unter www.velbert.de eingesehen werden. 
 
 
 


